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 7Einleitung

Einleitung

Am 9. April 2024 gab die Vorsitzende der Großen Kammer 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) 
in Straßburg, Síofra O’Leary, das Urteil im Fall »Verein Klima-
seniorinnen gegen die Schweiz« bekannt. In 727 Erwägun-
gen auf 260 Seiten befand der EGMR mit sechzehn gegen 
eine Stimme, dass die Schweiz die Menschenrechte der kla-
genden alten Frauen verletzt habe, weil sie sie zu wenig vor 
der Klimakrise schützt.▶

Das Urteil löste in der Schweiz Empörung aus. Der Stän-
de- und der Nationalrat verabschiedeten eine »Erklärung«, 
wonach »die Schweiz keinen Anlass sieht, dem Urteil [...] 
weitere Folge zu geben, da durch die bisherigen und laufen-
den klimapolitischen Bestrebungen der Schweiz die men-
schenrechtlichen Anforderungen des Urteils erfüllt sind«. 
Das höchste Menschenrechtsgericht betreibe »gerichtlichen 
Aktivismus«.1

Viele Medien schrieben von 
einem Konflikt zwischen Rechts-
staat, der die Einhaltung von 
Regeln erfordere, und Demo-
kratie, die anders entscheide. 
Aber diesen Konflikt gibt es 

▶ Konkret hat die Schweiz Art. 6, Recht auf 
ein faires Verfahren, und Art. 8, Recht auf 
Achtung des Privat- und Familienlebens, 
der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion (EMRK) verletzt. Die Verletzung von 
Art. 6 EMRK stellte der Gerichtshof sogar 
einstimmig fest. Affaire Verein Klimasenio-
rinnen Schweiz et autres c. Suisse (Requête 
no 53600/20), Urteil, 9. April 2024.
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nicht, denn das Gericht fordert nur ein, worauf die Schweiz 
sich bereits demokratisch festgelegt hat. Die Unverschämt-
heit des EGMR bestand nicht darin, der Schweiz etwas be-
fohlen, sondern darin, sie an die eigenen Werte und Regeln 
erinnert zu haben, die sie missachtet. Es gibt keinen Konflikt 
zwischen Demokratie und Rechtsstaat, sondern einen zwi-
schen konsensualen Werten und Zielen einerseits und 
einem Handeln, das diesen Werten und Zielen widerspricht, 
andererseits. In der Sprache der Psychologie ausgedrückt: 
Die Reaktionen auf das Urteil machten eine kognitive Disso-
nanz sichtbar.

Die Welt steckt in mehreren schweren Umweltkrisen, 
und wir erleben gerade erst den Anfang ihrer Auswirkungen. 
Um die Krisen zu begrenzen, bedarf es »systemischen 
 Wandels in nie dagewesenem 
Umfang« – das ist wissenschaft-
licher Konsens.▶ Weiterma-
chen wie bisher und mehr er-
neuerbare Energie erzeugen, 
mehr rezyklieren und die Um-
welt weniger belasten, das 
reicht nicht mehr. Stände- und 
Nationalrat irren, wenn sie mei-
nen, dass »die bisherigen und 
laufenden klimapolitischen Be-
strebungen der Schweiz« ge-
nügten. 

Wir brauchen systemischen 
Wandel in nie dagewesenem 
Umfang und müssen uns demo-
kratisch darauf verständigen. 

▶ Der Weltklimarat Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change (IPCC), der perio-
disch den Konsens der Wissenschaften zur 
Klimakrise zusammenfasst, schrieb 2018 
(IPCC 2018, »Summary for Policy Makers«, 
Erw. C.2): »Pfade zur Begrenzung der globa-
len Erwärmung auf 1,5°C [...] würden rasche 
und weitreichende Umstellungen in den 
 Bereichen Energie, Land, Stadt und 
 In  frastruktur [...] sowie in den industriellen 
Systemen erfordern (hohes Vertrauen). Die-
se Systemübergänge sind beispiellos in Be-
zug auf ihr Ausmaß, aber nicht unbedingt in 
Bezug auf ihre Geschwindigkeit«. Der Biodi-
versitätsrat (IPBES) schrieb ein Jahr später 
(IPBES 2019, Erw. C., S. 14): »Die Ziele für den 
Erhalt und die nachhaltige Nutzung der 
 Natur und die Verwirklichung der Nach-
haltigkeit [...] können nur durch transfor-
mative Veränderungen wirtschaftlicher, so-
zialer, politischer und technologischer Fak-
toren erreicht werden.« Trans formative 
Veränderungen definiert der Bericht als 
»eine grundlegende, systemweite Neuord-
nung der technologischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Faktoren, einschließlich der 
Paradigmen, Ziele und Werte«.
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Zeit dafür haben wir keine mehr. Diese Ausgangslage ist be-
drückend. Was können wir tun, um nicht zu resignieren? 
Vielleicht sollten wir endlich umsetzen, worauf wir uns 
 demokratisch verständigt haben und was wir in unsere Ge-
setze geschrieben und zur Basis unserer Demokratie – der 
Bundesverfassung – gemacht haben. 

Wir sollten tun, was Recht ist.

Die Basis ist da
Den Anstoß zu diesem Buch 
gab ein Studienauftrag von 
Greenpeace Schweiz, der wie-
derum von einer angedachten 
Volksini tia tive für eine Total-
revision der Bundesverfassung 
(vgl. Nachwort S. 247) angeregt 
war.2 Die Frage des Studienauf-
trags lautete: Taugt die schwei-
zerische Bundesverfassung für 
das Zeitalter der multiplen Um-
weltkrisen, des Anthropozäns,▶ 
oder wie müsste sie allenfalls 
revidiert werden?

Ich nahm den Auftrag als 
 juristischer Laie an. Meine 
Arbeitsmethode ist eine wissen-
schaftsjournalistische. Der 
Blick durch die ausgeliehene 
 juristische Brille auf ein Thema, 
mit dem ich mich seit Jahr-
zehnten befasse, hat mir neue 

▶ »Anthropozän« ist ein vom Chemiker 
Paul Crutzen im Jahr 2000 vorgeschlagener 
Begriff für ein neues Erdzeitalter, das das 
Holozän, das vor 11 700  Jahren begann, ab-
löst. Das Definieren der Erdzeitalter ist Auf-
gabe der International Union of Geological 
Sciences (IUGS). Sie hat eine jahrelange De-
batte darüber geführt, ob man das neue 
Zeitalter verkünden und wann man es be-
ginnen lassen solle. Im März 2024 hat es die 
zuständige Subkommission der IUGS 
schließlich abgelehnt, ein neues Erdzeit-
alter namens Anthropozän zu definieren. 
Ein solches, im 20. Jahrhundert beginnen-
des Zeitalter, so lautete die Begründung, 
würde den menschlichen Einfluss zu eng 
fassen, prägten die Menschen ihre Umwelt 
doch seit Jahrtausenden (Witze 2024). Eine 
Minderheit argumentierte dagegen, dass 
diese Prägung in jüngster Zeit eine neue 
Qualität erreicht habe: »Das System Erde – 
d. h. die wirklich grundlegenden Dinge wie 
die Zusammensetzung der Atmosphäre, 
das Klima und alle Ökosysteme  – sind in 
letzter Zeit stark von der Stabilität abgewi-
chen, die sie während des Holozäns über 
Tausende von Jahren gezeigt hatten; eine 
Stabilität, die es der menschlichen Zivilisa-
tion ermöglichte, zu wachsen und zu gedei-
hen.« (Turner et al. 2024). Während es nun 
also offiziell kein Erdzeitalter namens »An-
thropozän« gibt, hat der Begriff sich in den 
Geistes- und Sozialwissenschaften längst 
etabliert, und auch ich verwende ihn. Alter-
nativ zum »Anthropozän« wurden auch Be-
griffe wie »Kapitalozän« oder Chthuluzän« 
(Haraway 2018) vorgeschlagen.
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Einsichten ermöglicht. Vielleicht kann ich mit meinem Blick 
von außen etwas zur verfassungsrechtlichen Debatte bei-
tragen.

So viel vorweg: Meine Antwort auf die Frage, was die 
Bundesverfassung im Anthropozän taugt, wird ambivalent 
ausfallen. Das schweizerische Rechtssystem stellt taugliche 
Lösungen für Umweltprobleme bereit. Als Antwort auf die 
systemischen Krisen des Anthropozän aber genügt der klas-
sische Umweltschutz, wie ihn die Schweiz kennt, nicht mehr. 
Das hat auch der Bundesrat festgestellt.3

Doch die rechtliche Basis, um vorbereitet zu sein, ist vor-
handen. Die Bundesverfassung, nähme man sie denn ernst, 
böte nicht nur Hand für die nötige Transformation. Sie 
 erforderte geradezu eine radikale Umgestaltung unserer 
Wirtschafts- und Lebensweise hin zu Nachhaltigkeit – in 
einem strikten Sinne und nicht als Marketingleerformel. 
Nicht nur haben sich Volk und Kantone die Verfassung »in 
der Verantwortung gegenüber der Schöpfung« und »im Be-
wusstsein der Verantwortung gegenüber den zukünftigen 
Generationen« gegeben (Präambel); nicht nur sind die »nach-
haltige Entwicklung« und die »Erhaltung der Lebensgrund-
lagen« Zwecke der Eidgenossenschaft (Art. 2 Abs. 2 und 4). Die 
Bundesverfassung gibt darüber hinaus auch Handlungs-
richtlinien vor, die so richtig wie unerfüllt sind. Rücksicht 
auf künftige Generationen, das Vorsorgeprinzip, der Vorrang 
des Ökologischen vor dem Ökonomischen, die politisch so 
unbeliebte Suffizienz, Grenzen – die Bundesverfassung ent-
hält das alles.

Dieser Befund macht Hoffnung. Zwar müssen wir die 
Politik der Normalität überwinden, um Antworten für post-
normale Krisen zu finden. Das ist bislang nicht gelungen, ja, 
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eigentlich nicht versucht worden. Doch wir können uns da-
bei auf bestehendes Recht stützen. »Die meisten Konzepte 
einer bewussten Transformation betonen die Bedeutung ge-
meinsamer Ziele und Grundsätze«, stellt der Weltklimarat 
IPCC fest.4 In der Bundesverfassung haben wir diese gemein-
samen Ziele und Grundsätze.

Man kann den Befund aber auch pessimistisch lesen, 
und zwar als Beleg für die große Fähigkeit unserer Gesell-
schaft, die Werte, über die eigentlich Einigkeit herrscht, 
 auszublenden, wenn sie mit den Alltagsgewohnheiten kolli-
dieren.

Ich will sie mit diesem Buch einblenden.

Zwiespätige Demokratieerfahrung
2017 habe ich zusammen mit Heribert Rausch, dem emeri-
tierten Professor für öffentliches Recht und insbesondere 
Umweltrecht der Universität Zürich, einen Klimaartikel für 
die Bundesverfassung verfasst. Es war der Initiativtext zur 
Gletscher-Initiative5, aus der als indirekter Gegenvorschlag 
das Klimaschutzgesetz6 hervorging, das am 18. Juni 2023 an 
der Urne angenommen wurde.

Ein Anstoß für mich, die Gletscher-Initiative zu lancie-
ren, war eine Begegnung mit der damaligen Bundesrätin 
und Umweltministerin Doris Leuthard an der Uno-Klima-
konferenz in Paris, an der ich als Journalist teilnahm.7 Dort 
hatte sich in der zweiten Konferenzwoche eine neue Ver-
handlungsgruppe gebildet, die »Koalition der Hochambitio-
nierten«, die die Konferenz schließlich zum Erfolg und zur 
Verabschiedung des Pariser Klima-Übereinkommens führte.

Als Bundesrätin Leuthard in Paris verkündete, dass auch 
die Schweiz dieser Verhandlungsgruppe beigetreten sei,8 
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fragte ich sie, ob sie nun bereit sei, auch zu Hause eine 
»hochambitionierte« Klimapolitik zu verfolgen. »Ach«, sag-
te sie, »wir wären ja schon froh, für 2 Grad auf Kurs zu sein. 
Und Sie kennen ja unser Parlament. Und glauben Sie denn, 
die Amerikaner meinten es ernst?« 

Das Übereinkommen kam zustande.9 Es wurde im Kon-
sens beschlossen und von fast allen Staaten der Welt ratifi-
ziert. Kaum ein Land der Welt ist aber bis heute auf Kurs, es 
zu erfüllen. 

Mit der Gletscher-Initiative wollte ich den Bundesrat 
zwingen, ernstzunehmen, was er in Paris versprochen hatte. 
Ein politischer Sieg krönte mein Engagement: Am 18. Juni 
2023 sagten 59 Prozent der Abstimmenden Ja zum Klima-
schutzgesetz. Die Schweiz beschloss als erstes Land der Welt 
das Netto-Null-Emissionsziel in einer Volksabstimmung. 
Doch die demokratische Auseinandersetzung, die zu diesem 
Sieg geführt hatte, war für mich eine zwiespältige Erfah-
rung.10 (Vgl. Kap. 15 S. 169)

Die Gletscher-Initiative hätte vorgesehen, fossile Ener-
gien ab 2050 zu verbieten. Ein Verbot würde garantieren, 
dass aus der Energienutzung kein CO2 mehr in die Atmo-
sphäre gelangt: Kohlenstoff, der gar nicht auf den Markt 
kommt, kann ihn auch nicht als 
CO2 verlassen. Im Klimaschutz-
gesetz fehlt dieses Verbot, und 
ob das Gesetz seine Ziele er-
reicht, ist ungewiss. 

Dass das Initiativkomitee, 
auch auf meine Empfehlung, die 
Gletscher-Initiative dennoch 
 zugunsten des Klimaschutzge-

◀ Wie selbst glasklare Verfassungsbestim-
mungen nicht umgesetzt werden, zeigt 
Art. 84  BV »Alpenquerender Transitver-
kehr«, der auf die 1994 angenommene 
Alpeninitiative zurückgeht. Er postuliert: 
»Der alpenquerende Gütertransitverkehr 
von Grenze zu Grenze erfolgt auf der Schie-
ne.« Das Bundesgesetz über die Verlage-
rung des alpenquerenden Güterschwerver-
kehrs von der Strasse auf die Schiene 
(GVVG) vom 19. Dezember 2008, das den 
Artikel umsetzen sollte, setzt indes ein Ziel 
von »höchstens 650 000 Fahrten pro Jahr«. 
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setzes zurückzog, hatte seinen Grund letztlich in einer er-
nüchternden Erkenntnis. Selbst ein glasklar formuliertes 
Verbot in der Verfassung garantiert dessen Einhaltung 
nicht.◀ Wir zogen die Gletscher-Initiative nicht zuletzt aus 
der Einsicht zurück, dass ein Verfassungsartikel von be-
grenztem Wert ist, wenn Bundesrat und Parlament ihn nicht 
umsetzen wollen.

Grundlegende, für eine Demokratie zentrale Fragen lie-
ßen sich im Abstimmungskampf nicht diskutieren, bei-
spielsweise wie viel Energie wir verbrauchen wollen und wie 
viel wir dafür zu opfern bereit sind? Wäre eine Gesellschaft, 
die weniger Energie verbraucht, vielleicht sogar eine besse-
re?11 Die Diskussionen des Abstimmungskampfs verloren 
sich oft im Kleinklein wissenschaftlicher Studien, die sich in 
Details widersprachen, während von der Dimension der Be-
drohung durch die Klimaerhitzung kaum die Rede war. 

Die Bundesverfassung als Ganze auf ihre Anthropozän-
tauglichkeit in den Blick zu nehmen, war mir nun eine will-
kommene Gelegenheit, groß zu denken. 

Demokratie hält einiges aus
Groß denken müssen wir, und zwar in zwei Richtungen. Wir 
müssen die Umwelt vor den Folgen unserer Tätigkeiten 
schützen, und wir müssen uns und unsere Institutionen vor 
der Umwelt schützen, wenn diese aus den Fugen gerät. Die 
Umweltkrisen der Gegenwart und der Zukunft zerstören 
nicht nur Ökosysteme, lassen Arten aussterben und töten 
Menschen. Sie gefährden auch die Demokratie.12 Die moder-
nen Demokratien sind Kinder der letzten zwei Jahrhunder-
te: des Zeitalters der zunehmenden Nutzung fossiler Ener-
giequellen. Wir müssen heute das, was dieses Zeitalter an 
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Gutem hervorgebracht hat,▶ vor dem Schlechten schützen, 
das es ebenfalls hervorgebracht hat und noch hervorbringen 
wird.

Die Demokratiehistorikerin Hedwig Richter und der 
Journalist Bernd Ulrich weisen darauf hin, dass die Demo-
kratie als eine Staatsform gelte, die erstens langsam sei und 
zweitens den Bürgerinnen und Bürgern nichts zumuten kön-
ne, was diesen nicht gefalle. Sie zeigen, dass die Demokratie 
den Bürgerinnen und Bürgern nicht nur etwas zumuten darf 
und kann, sondern dass Demokratie gar nicht möglich wäre 
ohne Zumutungen, ohne Selbstbeschränkungen und Diszi-
plin. Namentlich könne Demokratie den Menschen zumu-
ten, etwas nicht nur deshalb zu akzeptieren, weil es ihnen 
nützt (»Die Energiewende zahlt sich wirtschaftlich aus«), 
sondern weil es moralisch richtig ist,13 – weil es Recht ist.

Es ist nicht lange her, dass eine Krise die Welt plötzlich 
und unerwartet traf, deren Bewältigung schnelles Handeln 
verlangte und den Menschen, 
wenn auch nur für kurze Zeit, 
 einiges zumutete: die Covid-
19-Pandemie. Sie dient Richter 
und Ulrich als Beispiel, dass De-
mokratie mit Krisen umgehen 
kann – bei allen Fehlern, die pas-
siert sind. Denn Demokratie 
zeichnet sich nicht dadurch aus, 
dass sie keine Fehler macht, son-
dern dass sie Fehler korrigiert. 
(Vgl. Kap. 14 S. 156) Man sollte also 
nicht von vornherein in den 
Wind schlagen, was einer Mehr-

▶ Oft heißt es, die fossile Energie habe, bei 
all ihren Schattenseiten, doch auch für prä-
zedenzlosen Wohlstand, eine markante 
Verbesserung der Lebensumstände, die 
Senkung der Kindersterblichkeit und so 
weiter gesorgt und letztlich zu Freiheit und 
Demokratie geführt. Charkrabarty (2021) 
weist darauf hin, wie eurozentrisch diese 
Sichtweise ist. Für die meisten Menschen 
weltweit, im globalen Süden und in den 
Unterschichten des globalen Nordens, be-
deuteten die fossilen Energietechniken 
 zunächst einmal vor allem, dass sie effizi-
enter ausgebeutet werden konnten. Das 
Argument von den segensreichen Errun-
genschaften des Fossilenergiezeitalters 
übersieht auch, dass Freiheit und Demo-
kratie keineswegs westliche Erfindungen 
sind. Und natürlich wissen wir nicht, wie 
die Welt aussähe, hätte es den Energie-
überfluss dieses Zeitalters nicht gegeben.
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heit zu missfallen scheint, und man sollte dies umso weniger 
tun, wenn konkreten, vielleicht unbeliebten Maßnahmen 
allgemein anerkannte Grundsätze und eine allgemein an-
erkannte Vorstellung von Recht und Gerechtigkeit zugrun-
de liegen. 

Ich will in diesem Buch Lösungen vorschlagen, die nicht 
unbedingt mehrheitsfähig sind, die aber doch auf mehrheits-
fähigen Grundprinzipien aufbauen können. Ich werde also 
beispielsweise nicht vorschlagen, den Kapitalismus abzu-
schaffen; aber selbstverständlich muss eine Verfassung 
Raum für nichtkapitalistische Organisationsformen wirt-
schaftlicher Tätigkeit bieten, zumal große Teile namentlich 
der Haus- und Pflegearbeit, der Wissensproduktion oder der 
Landwirtschaft nichtkapitalistisch verfasst sind. Wenn mög-
lich, schlage ich Änderungen vor, die nicht »originell« sind, 
sondern bereits irgendwo existieren, etwa in kantonalem 
oder ausländischem Recht, oder schon einmal vorgeschla-
gen wurden. 

Fertige Antworten gebe ich keine, weil es sie nicht gibt. 
Wir müssen unsere demokratischen Systeme resilient, also 
krisenfest machen. »Ein resilientes System kann mit dem 
Unvorhergesehenen umgehen«, schreiben die »Kollapso-
logen« Agnès Sinaï, Raphaël Stevens, Hugo Carton und 
 Pablo Servigne.14 Dazu braucht es nicht Endgültigkeit, son-
dern Flexibilität.

Zwei Verfassungszwecke und drei Voraussetzungen
Eine anthropozäntaugliche Verfassung hat zwei Zwecke zu 
erfüllen. Sie muss erstens »Menschen, Tiere und Pflanzen, 
ihre Lebensgemeinschaften und Lebensräume gegen schäd-
liche oder lästige Einwirkungen schützen«, wie es Artikel 74 
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der Bundeserfassung formuliert. In der Fachsprache heißt 
dieser Zweck »Mitigation«. Ergänzen müsste man, dass be-
reits beschädigte Systeme zu regenerieren sind. 

Und sie muss zweitens die menschlichen Systeme so ge-
stalten, dass sie in den zu erwartenden Krisen bestehen kön-
nen. Es ist der Zweck der Anpassung. 

Mit dem Begriff ist vorsichtig umzugehen. Meist versteht 
man darunter in erster Linie technische Maßnahmen wie 
Hochwasserverbauungen oder eine Umstellung der Land-
wirtschaft auf Sorten, die zu einem wärmeren Klima passen. 
Und klimapolitische Bremserinnen und Bremser verlangen, 
man solle sich veränderten klimatischen Bedingungen an-
passen statt zu versuchen, die Klimaerhitzung zu begrenzen. 
Beides, die Beschränkung auf technische Maßnahmen und 
die Forderung eines Anstelle-Von, verkennt die Dimensio-
nen der Umweltkrisen. Je weniger es gelingt, die Klimaer-
hitzung oder den Biodiversitätsschwund zu begrenzen, je 
mehr also Mitigation und Regeneration versagen, desto 
schwieriger wird die Anpassung – bis sie nicht mehr möglich 
ist.15 Und technische Anpassungen werden nicht genügen. 

Anpassung, wie ich sie hier verstehe, heißt: Die demokra-
tische Gesellschaft und ihre Institutionen sollen gegenüber 
den Krisen resilient, also widerstandsfähig16 sein. Eine 
Staatsverfassung muss auf einem starken Fundament ste-
hen, auf Werten und Zielen, die von den meisten Menschen 
geteilt werden und idealerweise keiner weiteren Begrün-
dung bedürfen.

Die schweizerische Bundesverfassung steht auf einem 
solchen Fundament. Die Nachhaltigkeit ist in ihr gut veran-
kert; der deutsche Verfassungsrechtler Wolfgang Kahl nennt 
die Schweiz neben Frankreich17 diesbezüglich sogar als Vor-
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bild für Deutschland.18 Man kann davon ausgehen, dass der 
Grundsatz, die Lebensgrundlagen seien zu erhalten, unbe-
stritten ist. Der Umweltschutzartikel der Bundesverfassung, 
der heutige Artikel 74, wurde am 6. Juni 1971 von 92,7 Prozent 
der Stimmenden angenommen, was fast ein Rekord war. 
Es war die erste eidgenössische Volksabstimmung, an der 
Frauen teilnehmen durften.

Aber umgesetzt ist dieser Volksentscheid nur schlecht. 
Heribert Rausch hat aus Anlass des fünfzigjährigen Be-
stehens des Umweltschutzartikels gezeigt, wie der Artikel in 
den Gesetzen unzureichend und erst zwölf Jahre nach seiner 
Annahme an der Urne umgesetzt wurde,▶ wie die Verord-
nungen wiederum die Gesetze unzureichend umsetzen und 
wie schließlich die Bestimmungen der Verordnungen unzu-
reichend durchgesetzt werden.19 Der Rechtswissenschaftle-
rin Dunia Brunner zufolge wäre eine im strengen Sinne 
nachhaltige Wirtschaftsweise nicht nur mit der Bundesver-
fassung kompatibel, sie würde dieser sogar besser gerecht 
als der heutige Zustand.20

Die Bundesverfassung bietet zumindest, was den Zweck 
der Mitigation angeht, also schon fast alles, was wir brau-
chen.21 Dass aber die Umwälzungen, derer es bedürfte, um 
die Umweltkrisen zu begrenzen und wie sie Brunner zufolge 
die Bundesverfassung eigentlich fordert, politische Mehr-
heiten finden könnten, erscheint heute unwahrscheinlich. 

Es ist ein Grundparadoxon der 
Umweltpolitik: Niemand will die 
Lebensgrundlagen zerstören, 
und doch fällen Gesellschaften 
demokratisch Entscheidungen, 
die genau das tun. 

▶ Das Parlament verabschiedete das Um-
weltschutzgesetz (USG) 1983; am 1. Januar 
1985 trat es in Kraft. Hauptgrund für die 
lange Dauer war der Widerstand der Wirt-
schaftsverbände Vorort und Schweizeri-
scher Handels- und Industrieverein, die 
Vorgängerorganisationen der heutigen 
Economiesuisse.
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Offensichtlich geht auf dem Weg vom Konsens im Grund-
satz über die Ausarbeitung konkreter Rechtsbestimmungen 
bis zu deren Anwendung viel verloren. Die Erklärung, »die 
Menschen« seien einfach zu bequem, um sich zu verändern, 
ist jedoch zu einfach. Menschen sind bereit, sich zu ändern, 
wenn sie es als notwendig erkennen. 

Wenn eine Gesellschaft frei und demokratisch Entschei-
dungen trifft, die einem geteilten Ziel widersprechen, so 
läuft etwas falsch. Ich sehe Fehler auf drei Ebenen: Die Ent-
scheidungen fallen unzureichend informiert, die Verfahren 
der Entscheidungsfindung sind unzureichend, die Entschei-
dungen werden unzureichend vollzogen.

Aufbau dieses Buchs
Das Buch ist in zwei Teile gegliedert. Teil I, »Was wir haben«, 
nimmt die geltende Bundesverfassung unter die Lupe. Teil II, 
»Was wir brauchen«, fragt danach, was fehlt, um die genann-
ten Zwecke und Voraussetzungen zu erfüllen. Teil I analy-
siert, was besteht; er ist präziser. Teil II ist notwendiger weise 
unbestimmter, denn hier geht es um die Zukunft. 

Zwischen den beiden Teilen blicke ich als Intermezzo 
nach Ecuador und auf ein Element seiner Verfassung, das 
von der indigenen Kultur der Anden geprägt ist und von dem 
wir uns, wie ich argumentieren werde, inspirieren lassen 
sollten.

Ich schlage konkrete Änderungen vor. Die meisten Vor-
schläge zielen auf die Bundesverfassung, ein paar betreffen 
die Gesetzesebene. Im Anhang findet sich ein Überblick über 
die Vorschläge in der Abfolge der Verfassungsbestimmungen 
(vgl. S. 201). Wenn ich von »Vorschlägen« spreche, ist das kein 
Bescheidenheitsgestus. Käme jemand und sagte: »Wunder-

bar, lasst uns das genau so übernehmen!«, so wäre das nicht 
in meinem Sinne: Eine gute Verfassung entsteht partizipativ 
und demokratisch, und eine krisentaugliche Verfassung ist 
nie fertig, sondern muss stets angepasst werden.
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Dank

Ein Buch entsteht nicht im stillen Kämmerlein. Als einer, der nie 
Recht studiert hat, sich aber anmaßt, über Recht zu schreiben, 
war ich neben der Literatur auf zahlreiche Gespräche mit Fach-
leuten angewiesen. Es war mir eine Freude, wie ich mit meinen 
Fragen auf Interesse stieß und wie viele Fachleute mir ihre Zeit 
schenkten, um meine Fragen zu beantworten.

Zuallererst danke ich Daniel Graf von der Stiftung für Direkte 
Demokratie und Georg Klingler von Greenpeace Schweiz, die 
mich veranlassten, dieses Buch zu schreiben.

Von den vielen Fachpersonen, die mir Auskunft gaben, möchte ich 
Heribert Rausch besonders hervorheben. Mit dem emeritierten 
Professor für öffentliches Recht, besonders Umweltrecht, der 
 Universität Zürich durfte ich den Initiativtext für die Gletscher-
Initiative verfassen; er war mein erster juristischer Lehrmeister. 
Ferner danke ich Bea Albermann, Cordelia Bähr, Thomas Ber-
nauer, Astrid Björnsen, Dunia Brunner, Sarah Caspers, Ewald Frie, 
 Alexandra Gavilano, Balthasar Glättli, Alain Griffel, Meret Grob, 
Mitina Grosz, Andreas Gutmann, Corina Heri, Cyrill Hess, Agnes 
Jezler, Jonas Kampuš, Helen Keller, Adrian Krebs, Raphaël 
Mahaim, Pascal Mahon, Nadia Mazouz, Jörg Paul Müller, Oliver 
Nachtwey, Bernd Nilles, Romano Paganini, Hedwig Richter, Johan 
Rochel, Stefan Schlegel, Tobias Schmidt, Erik Schönenberger, Irmi 
Seidl, Isabelle Stadelmann-Steffen, Nenad Stojanović, Matthias 
Weishaupt, Nesa Zimmermann und Sandra Zrinski.

Ich danke Christiane Schmidt, Patrizia Grab und Elisabeth Erler 
vom Rotpunktverlag dafür, dass sie mein Buch publizieren, und 
für die gute Zusammenarbeit.

Finanziell unterstützt haben mich Martin Seiz mit seiner Hamasil 
Stiftung, Greenpeace Schweiz, Martin Looser, Otmar und Ange-
lika Bucher Waldis, Marcus Bosshard, Sebastian Bott, Annette 
Gigon, Alexandra Heeb, Markus Ulrich, Brigitte Wolf sowie 134 
weitere Personen, die im Rahmen eines Crowdfunding über die 
Plattform wemakeit.ch zum Gelingen beigetragen haben.

255

Marcel Hänggi, 1969 in Zürich geboren, hat an der Universität 
Zürich Geschichte und Germanistik studiert. Er ist Journalist und 
Autor mehrerer Bücher. 2016 entwickelte er die Idee einer klima-
politischen Volksinitiative, die 2019 vom Verein Klimaschutz 
Schweiz (VKS) unter dem Namen Gletscher- Initiative eingereicht 
wurde. Bis 2024 war Hänggi als wissenschaftlicher Mitarbeiter für 
die Initiative respektive für den Gegenvorschlag, das Klimaschutz-
gesetz, tätig.

2006 erhielt Hänggi den Zürcher Journalistenpreis, 2017 für sein 
Buch Fortschrittsgeschichten den Conrad-Matschoß-Preis für 
Technikgeschichte. 2024 verlieh ihm die Kultur- und sozialwissen-
schaftliche Fakultät der Universität Luzern das Ehrendoktorat.

Im Rotpunktverlag sind von ihm erschienen: Wir Schwätzer im 
Treibhaus (2008), Ausgepowert (2011) und Null Öl. Null Gas. Null 
Kohle. (2018).

Fo
to

 R
aff

ae
l Th

ie
lm

an
n


